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Eine der zentralen Fragen in der grundrechtlichen Entwicklung 
der Europäischen Union ist die nach dem im europäischen 
Mehrebenensystem bestehenden Grundrechtspluralismus. 
Längst sind Grundrechte und ihre gerichtliche Durchsetzung 
keine rein nationale Angelegenheit mehr. Vielmehr besteht 
heute ein komplexes System aus mindestens drei verschiede-
nen Grundrechtsebenen und den jeweils für die Auslegung 
zuständigen Gerichten. Namentlich handelt es sich dabei auf 
der völkerrechtlichen Ebene um die Europäische Menschen-
rechtskonvention (EMRK), die der Deutungshoheit des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) unterliegt, 
auf der supranationalen Ebene um die EU-Grundrechte-Charta 
und den hierfür zuständigen Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
sowie um die in den Mitgliedsstaaten bestehenden nationalen 
Grundrechtsgewährleistungen, deren Auslegung dem jeweili-
gen nationalen Verfassungsgericht obliegt. Insbesondere das 
Verhältnis der Unionsgrundrechte zu den nationalen Grund-
rechten der Mitgliedsstaaten der EU ist noch nicht abschlie-
ßend geklärt1. Dabei besteht der Konflikt über die Herleitung 
und den Inhalt der Unionsgrundrechte nicht erst seit der Kodi-
fikation dieser in der am 01.12.2009 in Kraft getretenen 
Grundrechtecharta2. So behielt sich das BVerfG 1974 im So-
lange I-Beschluss3 noch die Prüfungsmacht über das Gemein-
schaftsrecht vor, da es den europäischen Grundrechtsschutz als 
defizitär bewertete, bis es diese im Solange II-Beschluss4 von 
1986 grundsätzlich zurücknahm und die Gewährleistung der 
Grundrechte5 spätestens seit dem Bananenmarktordnungsbe-
schluss als hinreichend lückenlos und funktionierend ansah6. 
Durch das Inkrafttreten der Grundrechtecharta verlagert sich 
der Konflikt nun auf die genaue Bestimmung des Anwen-
dungsbereichs der GrCh und die Bindung der Mitgliedsstaaten 
an diese. Naturgemäß verbunden ist damit auch die Frage nach 
der Zuständigkeit der Gerichte und einer möglicherweise be-
stehenden konkurrierenden Prüfungskompetenz der nationalen 
Verfassungsgerichte und des EuGH. 

 

                                                        
1 vgl. Thym, NVwZ 2013, 889, 896. 
2 Thym, NVwZ 2013, 889. Zur Grundrechtsentwicklung in der EU auch Berg-
mann, in: Handlexikon der Europäischen Union, 4. Aufl. 2012, S. 475 ff. 
3 BVerfGE 37, 271 = DVBl 1974, 720. 
4 BVerfGE 73, 339 = DVBl 1987, 231. 
5 Bei diesen Grundrechten handelte es sich um ungeschriebene Rechtsgrund-
sätze, entwickelt durch die ständige Rechtsprechung des EuGH, welcher sich 
hierbei maßgeblich an der EMRK und den gemeinsamen Verfassungsüberlie-
ferungen orientierte, siehe Michael/Morlok, Grundrechte, 3. Aufl. 2012, § 5 Rn 
67. 
6 Bergmann, in: Handlexikon der Europäischen Union, 4. Aufl. 2012, S. 818, 
819, 475. 

A. Die Rechtssache Åkerberg Fransson  

Einen aktuellen Anlass, sich dieser Fragestellung näher zu 
widmen, bot das im letzten Jahr ergangene Urteil des EuGH in 
der Rechtssache Åkerberg Fransson7. Herr Åkerberg Fransson, 
ein schwedischer Fischer, hatte in Schweden unter anderem die 
Mehrwertsteuer hinterzogen. Dafür war ihm zunächst eine 
Geldbuße in Form von Steuerzuschlägen auferlegt worden, auf 
die nachträglich eine Anklage wegen eines Steuervergehens 
folgte. Der EuGH hatte daraufhin in einem Vorabentschei-
dungsverfahren zu klären, ob die Zulassung dieser Anklage 
gegen den Grundsatz ne bis in idem, also das Verbot der Dop-
pelbestrafung, verstieß. Insbesondere im deutschen Schrifttum 
fand das Urteil einige Beachtung8, was weniger mit den Aus-
führungen zum Steuerrecht, als mit dem vom EuGH zugrunde 
gelegten weiten Verständnis9 des Anwendungsbereichs der 
EU-Grundrechtecharta zu erklären ist.  

B. Anwendungsbereich der Charta gem. Art. 51 GrCh 

Grundsätzlich regelt Art. 51 I 1 GrCh die Anwendbarkeit der 
Charta. Für die Union selbst sieht die Norm eine umfassende 
Verpflichtung vor. Alle Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union sind bei rechtlich mit Außenwirkung verse-
henen Maßnahmen an die Charta gebunden10. Ziel war es, eine 
möglichst ausnahmslose Grundrechtsbindung der europäischen 
Hoheitsgewalt zu erreichen11. Hingegen sieht Art. 51 I 1 GrCh 
eine Bindung für die Mitgliedsstaaten „ausschließlich bei der 
Durchführung des Rechts der Union“ vor. Für die Frage, in-
wieweit die Mitgliedsstaaten an die Unionsgrundrechte gebun-
den sind, kommt es somit maßgeblich auf das Verständnis des 
Begriffs „bei der Durchführung“ an.  

Die deutschsprachige Literatur geht fast durchgängig von einer 
sprachlich restriktiven Formulierung aus12. Verwiesen wird 
dabei häufig auf die Entstehungsgeschichte der Charta. Beab-
sichtigt war lediglich die Kodifikation, nicht aber eine Anhe-
bung des EU-Grundrechtsschutzes13. Anders als bei der Bin-
dung der Union sollte bei der Bindung der Mitgliedsstaaten 
Zurückhaltung geboten sein, um auf nationale Rechtstraditio-

                                                        
7 EuGH v. 26.02.2013 - C-617/10 - Åkerberg Fransson. 
8 Für eine ausführliche Übersicht über die zahlreichen Reaktionen im Schrift-
tum siehe Lange, NVwZ 2014, 169, 171.  
9 vgl. Rabe, NJW 2013, 1407, 1408. 
10 Ohler, NVwZ 2013, 1433. 
11 Borowsky, in: Meyer, Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 
51 Rn 1. 
12 vgl. Weiß, EuZW 2013, 287, 288. 
13 Weiß, EuZW 2013, 287, 288. 
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nen und Entscheidungsstrukturen Rücksicht zu nehmen14. Zu-
dem fand später wohl bewusst der Begriff der „Durchführung“ 
und nicht der des „Geltungs-" oder des „Anwendungsbereichs“ 
Eingang in die Norm, um dadurch eine schon damals zum Teil 
als zu ausufernd angesehene Rechtsprechung des EuGH zu 
vermeiden15. Auf der anderen Seite muss berücksichtigt wer-
den, dass nicht alle Sprachfassungen („mettent en œuvre le 
droit de l’Union“ / „implementing Union law“) eine solche 
Wertung implizieren und in dieser Hinsicht weniger deutlich 
sind als die deutsche Version16. 

Geht es um die Frage nach der Bindung eines Mitgliedsstaats 
an die Unionsgrundrechte, sind im Wesentlichen drei Konstel-
lationen zu unterscheiden17. Die erste Konstellation betrifft den 
Fall, dass das Handeln des Mitgliedstaats auf zwingenden uni-
onsrechtlichen Vorgaben durch das primäre oder sekundäre 
Unionsrecht beruht. Ein solches Handeln kann sowohl auf 
einer normativen Ebene stattfinden, bspw. indem Richtlinien 
durch den Gesetzgeber in nationales Recht umgesetzt werden, 
oder der administrativen Ebene zuzuordnen sein, bspw. wenn 
es um den dezentralen Vollzug von Verordnungen durch die 
nationalen Verwaltungen geht18. Liegt eine solche unionsrecht-
liche Determinierung vor, besteht eine unbestrittene Bindung19 
sowohl der EU-Organe als auch der „durchführenden“ Mit-
gliedstaaten an die Unionsgrundrechte. Für die nationalen 
Grundrechte bleibt kein Raum, da der Anwendungsvorrang des 
unionalen Primär- und Sekundärrechts auch das nationale Ver-
fassungsrecht umfasst20. Das BVerfG, dessen Prüfungsmaßstab 
sich allein aus dem Grundgesetz ergibt, scheidet, einmal abge-
sehen von der eher theoretischen Reservekompetenz im „Ultra-
vires“-Fall21, als Kontrollinstanz aus und der EuGH ist inso-
weit das allein zuständige Gericht22. 

Ebenfalls klar erscheint die zweite Konstellation. Hier handelt 
der Mitgliedsstaat vollständig außerhalb des Anwendungsbe-
reichs des primären und sekundären Unionsrechts, sodass die-
ses keine Wirkung für die nationale Gesetzgebung und -
anwendung entfaltet23. Damit gilt allein der Maßstab der natio-
nalen Grundrechte und somit auch die Zuständigkeit der jewei-
ligen nationalen Verfassungsgerichte.  

                                                        
14 So jedenfalls der Grundton in den Eröffnungsreden des Grundrechtskonvents 
vom 17. Dezember 1999, siehe Borowsky, in: Meyer, Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union, Art. 51 Rn 2. Für den Wortlaut der Protokolle siehe 
auch Bernsdrof/Borowsky, Die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, Handreichungen und Sitzungsprotokolle, 2002, S. 111. 
15 Lange, NVwZ 2014, 169, 172; Kingreen, JZ 2013, 801, 803. 
16 Kingreen, JZ 2013, 801, 803; Jarass, Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union, Art. 51 Rn 10. 
17 Vgl. Pieroth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 28. Aufl. 2012, § 3 Rn 60. 
Bezogen auf das europ. Datenschutzrecht siehe Schneider, in Wolff/Brink, 
Datenschutzrecht in Bund und Ländern, Syst. B Rn 8 ff. 
18 Borowsky, in: Meyer, Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 
51 Rn 26 ff. 
19 Kingreen, JURA 2014, 295, 301. 
20 Thym, NVwZ 2013, 889, 891, 892; Hufen, Staatsrecht II, 2011, § 4 Rn 11. 
21 Gemeint ist die vom BVerfG offengelassene Möglichkeit, Rechtsakte der 
Unionsorgane auf eine Kompetenzüberschreitung (im Sinne eines vom Grund-
gesetz und den deutschen Zustimmungsgesetzen nicht mehr getragenen Gel-
tungsanspruchs) hin zu überprüfen, siehe Herdegen, Europarecht 16. Aufl. 
2014, § 10 Rn 28. 
22 Kingreen, JZ 2013, 801, 808. 
23 Pieroth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 28. Aufl. 2012, § 3 Rn 60. 

Problematisch gestaltet sich die dritte Fallgruppe. Hierbei liegt 
zwar ein grundsätzlich durch das Unionsrecht determinierter 
Bereich vor; den Mitgliedsstaaten steht jedoch ein bewusst 
belassener Spielraum offen, sei es ein gesetzgeberischer Um-
setzungsspielraum oder ein administratives Anwendungser-
messen24. Bei einer solchen Konstellation stellt sich die Frage, 
ob die Ausgestaltung dieser Spielräume durch die Mitglieds-
staaten noch die „Durchführung“ des Unionsrechts darstellt 
und diese mithin auch hier an die Charta gebunden sind25. 

C. Die Rechtsauffassung des EuGH 

Der EuGH zeigt sich in seinem Urteil zur Rechtssache Åker-
berg Fransson wenig beeindruckt von der wohl restriktiv ge-
meinten sprachlichen Fassung des Art. 51 I 1 GrCh. Selbstbe-
wusst und ohne sich explizit mit dem Wortlaut der Norm aus-
einanderzusetzen, allerdings mit einem Verweis auf die Erläu-
terungen zur Charta, die für die Auslegung berücksichtigt wer-
den dürfen, setzt der EuGH das Handeln „im Anwendungsbe-
reich“ mit der „Durchführung“ des Unionsrechts gleich und 
ermöglicht so nicht nur einen weiten Geltungsbereich der 
Charta, sondern auch die lückenlose Weiterführung seiner 
bisherigen Rechtsprechung zu den Grundrechten26.  

Schon zuvor hatte der EuGH deutlich gemacht, dass er auch 
das Ausnutzen von Spielräumen durch die Mitgliedsstaaten für 
eine „Durchführung“ von Unionsrecht hielt27. 

Mit der Entscheidung Åkerberg Fransson trifft das Gericht nun 
aber erstmals eine deutliche Aussage zu einer Doppelbindung 
und erkennt die Möglichkeit eines Überschneidungsbereichs 
der Grundrechtsebenen an. Damit akzeptiert der EuGH zwar 
grundsätzlich die Anwendung der nationalen Verfassungen bei 
Spielraumentscheidungen, er nennt jedoch noch im gleichen 
Satz die Einschränkung: Durch die Anwendung nationaler 
Schutzstandards dürfe weder „das Schutzniveau der Charta, 
wie sie vom Gerichtshof ausgelegt wird, noch der Vorrang, die 
Einheit und die Wirksamkeit des Unionsrechts beeinträchtigt 
werden“28. 

D. Die Position des BVerfG 

Die Reaktion auf das Urteil Åkerberg Fransson durch das 
BVerfG blieb nicht lange aus. Mit der vielbeachteten Entschei-
dung zur Antiterrordatei29 vom 24.04.2013, die in Deutschland 
zum Teil als „Kampfansage“30 an den EuGH bewertet wurde, 
weist das BVerfG mit einer mutigen Interpretation des Åker-
berg Fransson Urteils und unter dem Hinweis auf die Möglich-
keit einer Ultra-vires- und Identitätskontrolle31 die weite und 
                                                        
24 Herdegen, Grundrechte der Europäischen Union, in: Handbuch des Staats-
rechts, Band X, 2012, S. 213. 
25 Michael/Morlok, Grundrechte, 3. Aufl. 2012, § 6 Rn 86. 
26 Kingreen, JZ 2013, 801, 804; Rabe, NJW 2013, 1407, 1408; Thym, NVwZ 
2013, 889, 890. 
27 Pieroth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 28. Aufl. 2012, § 3 Rn 61; 
EuGH, C-540/03, Slg. 2006, I-5809. 
28 EuGH v. 26.02.2013 - C-617/10 - Åkerberg Fransson Rn 29. 
29 BVerfGE 133, 277 = NJW 2013, 1499. 
30 Steinbeis: Antiterrordatei-Urteil: Fäusteschütteln in Richtung Luxemburg, 
VerfBlog, Stand v. 24.04.2013, http://www.verfassungsblog.de/antiterrordatei-
urteil-fausteschutteln-in-richtung-luxemburg/. 
31 Im Rahmen der Identitätskontrolle überprüft das BVerfG, ob das Handeln 
der Unionsorgane die durch die „Ewigkeitsklausel“ des Art. 79 Abs. 3 GG für 
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abstrakte Formel des „Anwendungsbereichs“ zurück32. Über-
haupt vertritt das Gericht in der Frage nach dem Verhältnis von 
nationalen Grundrechten zu den Unionsgrundrechten einen 
anderen Lösungsansatz. Im Unterschied zum EuGH, der, wie 
erläutert, durchaus die Möglichkeit einer Mehrfachbindung 
anerkennt, scheint man in Karlsruhe der sogenannten Alterna-
tivthese zuzuneigen. Auch wenn sich das BVerfG bislang nicht 
ausdrücklich zu einer möglichen Doppelbindung geäußert hat, 
so scheint es nichtsdestotrotz von zwei getrennten Grund-
rechtssphären auszugehen, welche sich nicht überschneiden33. 
Im Rahmen der „Spielraumentscheidungen“34 führt das 
BVerfG jedenfalls eine volle Überprüfung am Maßstab der 
Grundrechte durch und sieht darin, solange es nicht auf die 
Auslegung bzw. Wirksamkeit des rahmensetzenden Unions-
rechts ankommt, auch keinen Konflikt mit der Rechtspre-
chungskompetenz des EuGH35. 

E. Fazit 

Betrachtet man beide Rechtsauffassungen, wird schnell deut-
lich, dass sie sich auf Dauer nicht miteinander vereinbaren 
lassen. Insbesondere die vom BVerfG angestrebte exakte Auf-
teilung in eine rein nationale sowie eine unionsrechtliche 
Grundrechtsebene scheint angesichts der aktuellen Rechtspre-
chung des EuGH und den europäischen Bemühungen, einen 
einheitlichen Grundrechtsstandard in allen Mitgliedsstaaten zu 
schaffen, in dieser Deutlichkeit nicht haltbar36. Dabei ist die 
Auffassung des BVerfG, aus seiner Sicht gesehen, durchaus 
verständlich. Der weite Anwendungsbereich der EU-

                                                                                                  
unantastbar erklärten Grundsätze der Art. 1 und Art. 20 GG verletzt, siehe 
Sodan/Ziekow, Grundkurs öffentliches Recht, 6 Aufl. 2014, § 5 Rn 18. 
32 Tamblé, Der Anwendungsbereich der EU-Grundrechtecharta (GRC) gem. 
Art. 51 I 1 GRC- Grundlagen und aktuelle Entwicklungen, in: Beiträge zum 
Europa- und Völkerrecht, Heft 9 2014, S. 26. 
33 Kingreen, JZ 2013, 801, 803. 
34 Einen nationalen Umsetzungsspielraum, in dem die mitgliedsstaatlichen 
Grundrechte Anwendung finden konnten, nahm das BVerfG bspw. in der 
Entscheidung zur Vorratsdatenspeicherung an, BVerfGE 125, 260. 
35Gärditz, Grundrechte im Rahmen der Kompetenzordnung, in: Handbuch des 
Staatsrechts, Band IX, 2011 S. 253. 
36 vgl. Kingreen, JZ 2013, 801, 806. 

Grundrechte-Charta mit der einhergehenden Prüfungskompe-
tenz des EuGH führt unweigerlich zu einem erheblichen Be-
deutungsverlust der nationalen Grundrechte und ihrer Konkre-
tisierung durch die dortige Rechtsprechung37, welche nationa-
len Besonderheiten und historisch gewachsenen Rechtsver-
ständnissen besser Rechnung tragen kann. Insbesondere für 
Mitgliedsstaaten, die einen eigenen starken Grundrechtsschutz 
besitzen, kann ein „mehr“ an europäischen Grundrechten im 
Ergebnis ein „weniger“ an materiellem Grundrechtsgehalt 
bedeuten. Dieser Entwicklung möchte das BVerfG entgegen-
treten. Auf der anderen Seite ist gerade die umfassende Gel-
tung der Charta und die Möglichkeit, diese einheitlich durch-
setzen zu können, ein effektives Mittel, um das Grundrechts-
schutzniveau in einzelnen Mitgliedsstaaten zu erhöhen und 
eventuelle Schutzlücken zu schließen, insbesondere in den 
Fällen, in denen Verfassungsgerichte Gesetze aufgrund natio-
naler Regelungen auch bei Grundrechtsverstößen nicht oder 
nur eingeschränkt für nichtig erklären können38. Genau zwi-
schen diesen beiden divergierenden Interessen muss ein ange-
messener Ausgleich gefunden werden. Eine Möglichkeit könn-
te darin bestehen, dass sich der EuGH in seiner Rechtspre-
chung, ähnlich dem EGMR, auf die Vorgabe genereller Leitli-
nien beschränkt und den Verfassungsgerichten der Mitglieds-
staaten ansonsten weite Beurteilungsspielräume belässt, um 
eine nationale Ausgestaltung der Grundrechte zu gewährleis-
ten39. Denn gerade die kulturelle Vielfalt und gelebte Toleranz 
für unterschiedliche Traditionen machen Europa zu dem, was 
es heute ist. 

                                                        
37 Herdegen, Grundrechte der Europäischen Union, in: Handbuch des Staats-
rechts, Band X, 2012, S. 216. 
38 Lange, NVwZ 2014, 169, 173. 
39 Thym, NVwZ 2013, 889, 895. 

 


